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Anlage 5

Verschlusssachenordnung des Landtages Brandenburg

§1

Anwendungsbereich

(1) Diese Anlage gilt fiir Verschlusssachen, die innerhalb des Landtages entstehen oder dem Landtag, seinen Aus-
schiissen oder Mitgliedern des Landtages zugeleitet wurden, soweit nicht gesetzliche Bestimmungen Abweichendes
regeln.

(2) Verschlusssachen sind Angelegenheiten aller Art, die Unbefugten nicht mitgeteilt werden diirfen und die durch
besondere Sicherheitsmafnahmen gegen die Kenntnis durch Unbefugte geschiitzt werden miissen.

(3) Verschlusssachen konnen das gesprochene Wort, unter anderem die parlamentarische Beratung iiber eine ge-
heimhaltungsbediirftige Angelegenheit selbst und Unterlagen hierzu, alle anderen Formen der Darstellung von Kennt-
nissen und Erkenntnissen sein. Zwischenmaterial (z. B. Vorentwiirfe, Aufzeichnungen auf Tontrdger, Stenogramme,
Kohlepapier, Schablonen, Fehldrucke) ist wie eine Verschlusssache zu behandeln; Entsprechendes gilt fiir elektroni-
sche Aufzeichnungen.

(4) Fiir den Bereich der Verwaltung des Landtages gelten die Vorschriften der Verschlusssachenanweisung fiir die
Landesbehorden, soweit sich aus den folgenden Vorschriften nichts anderes ergibt.

§2
Grundsitze

(1)  Uber Verschlusssachen ist Verschwiegenheit zu wahren. Sie diirfen nicht an Unbefugte weitergegeben werden.
(2) Jede Person, der eine Verschlusssache zuginglich gemacht worden ist oder die von ihr Kenntnis erhalten hat,
trigt neben der personlichen Verantwortung fiir die Geheimhaltung die Verantwortung fiir die vorschriftsméaBige
Behandlung und Aufbewahrung entsprechend den Vorschriften dieser Anlage.

(3) In Gegenwart Unbefugter darf {iber den Inhalt von Verschlusssachen nicht gesprochen werden.

(4) Die Pflicht zur Geheimhaltung gilt auch fiir die Zeit nach dem Ausscheiden aus dem Landtag.

§3
Geheimhaltungsgrade

(1) Verschlusssachen werden je nach dem Schutz, dessen sie bediirfen, in folgende Geheimhaltungsgrade einge-
stuft:

STRENG GEHEIM Abkiirzung: str. geh.
GEHEIM Abkiirzung: geh.
VS-VERTRAULICH Abkiirzung: VS-Vertr.

VS-NUR FUR DEN DIENSTGEBRAUCH Abkiirzung: VS-NfD

(2) Als STRENG GEHEIM eingestuft werden Verschlusssachen, wenn die Kenntnisnahme durch Unbefugte den
Bestand oder lebenswichtige Interessen der Bundesrepublik Deutschland oder eines ihrer Lander gefidhrden kann.
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(3) Als GEHEIM eingestuft werden Verschlusssachen, wenn die Kenntnisnahme durch Unbefugte die Sicherheit
der Bundesrepublik Deutschland oder eines ihrer Lander gefdhrden oder ihren Interessen oder ihrem Ansehen schwe-
ren Schaden zufligen kann.

(4) Als VS-VERTRAULICH eingestuft werden Verschlusssachen, wenn die Kenntnisnahme durch Unbefugte fiir
die Interessen der Bundesrepublik Deutschland oder eines ihrer Lander schidlich sein kann.

(5) Als VS-NUR FUR DEN DIENSTGEBRAUCH eingestuft werden Verschlusssachen, wenn die Kenntnisnahme
durch Unbefugte fiir die Interessen der Bundesrepublik Deutschland oder eines ihrer Lander nachteilig sein kann.

(6) Die Kennzeichnung von Verschlusssachen erfolgt unter entsprechender Anwendung der Verschlusssachenan-
weisung fiir die Landesbehdrden.

§ 3a

Schutzwiirdige private Interessen

(1)  Schutzwiirdige private Interessen sind rechtlich geschiitzte Geschifts-, Betriebs-, Berufs-, Steuer- oder sonstige
private Geheimnisse oder Umstinde des personlichen Lebensbereichs sowie personenbezogene Daten.

(2) Soweit die Beratung im Ausschuss private Interessen im Sinne des Absatzes 1 beriihrt und ihre Schutzbediirf-
tigkeit weiterreichende Maflnahmen als die Behandlung gemif} § 80a Absatz 1 Satz 1 der Geschiftsordnung erforder-
lich macht, kann der Ausschuss auf der Grundlage von § 80b der Geschéftsordnung diesen Beratungsgegenstand als
VS-VERTRAULICH oder GEHEIM in entsprechender Anwendung des § 3 Absatz 3 oder 4 einstufen. Die herausge-
benden Stellen im Sinne von § 4 Absatz 6 konnen im Rahmen ihrer Befugnisse Unterlagen, die Informationen und
Geheimnisse im Sinne des Absatzes 1 enthalten, in entsprechender Anwendung von § 3 Absatz 3 bis 5 einstufen.

§4
Wahl und Anderung der Geheimhaltungsgrade

(1)  Von Geheimeinstufungen ist nur der unbedingt notwendige Gebrauch zu machen. Verschlusssachen sind nicht
hoher einzustufen, als es ihr Inhalt erfordert.

(2) Der Geheimhaltungsgrad einer Verschlusssache richtet sich nach dem Inhalt des Teiles der Verschlusssache,
der den hochsten Geheimhaltungsgrad erfordert. Eine Unterlage mit Verschlusssachen als Anlage ist mindestens so
hoch einzustufen, wie die mit dem hdchsten Geheimhaltungsgrad eingestufte Anlage. Ist sie wegen ihrer Anlage
eingestuft oder hoher eingestuft, ist auf der Unterlage zu vermerken, dass sie ohne Anlagen nicht mehr als Ver-
schlusssache zu behandeln oder niedriger einzustufen ist. Fiir Protokolle der Ausschusssitzungen gilt Anlage 11 der
Geschiftsordnung.

(3) Unterlagen, die sich auf eine Verschlusssache bezichen, aber selbst keinen entsprechenden geheimhaltungsbe-
diirftigen Inhalt haben, z. B. Erinnerungsschreiben, sind nach ihrem Inhalt einzustufen, nicht nach dem der veranlas-
senden Verschlusssache.

(4) Den Geheimhaltungsgrad der Verschlusssache bestimmt die herausgebende Stelle.

(5) Die herausgebende Stelle kann bestimmen, dass Verschlusssachen von einem bestimmten Zeitpunkt an oder mit
dem Eintritt eines bestimmten Ereignisses niedriger einzustufen oder offen zu behandeln sind. Sie teilt die Anderung
oder Authebung des Geheimhaltungsgrades einer Verschlusssache den Empfangern und Empféangerinnen mit.

(6) Herausgebende Stellen sind bei Verschlusssachen, die innerhalb des Landtages entstehen, die Prisidentin, die
Ausschiisse, die Vorsitzenden der Ausschiisse im Falle des § 7 Absatz 4 und weitere von der Prisidentin erméchtigte
Stellen. Nach Beendigung der Tatigkeit des Ausschusses, spétestens nach Ablauf der Wahlperiode, tritt die Prasiden-
tin an die Stelle der Ausschiisse und der Vorsitzenden der Ausschiisse als herausgebende Stellen.
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§5

Kenntnis und Weitergabe einer Verschlusssache

(1) Mitglieder des Landtages kdnnen von Verschlusssachen Kenntnis erhalten, soweit es zur Erfiillung ihrer parla-
mentarischen Aufgaben erforderlich ist.

(2) Uber den Inhalt einer Verschlusssache des Geheimhaltungsgrades VS-VERTRAULICH und hoher darf nicht
umfassender und frither unterrichtet werden, als dies aus Griinden der parlamentarischen Arbeit unerldsslich ist.

(3) Soll ein Mitglied des Landtages Zugang zu Verschlusssachen des Geheimhaltungsgrades VS-VERTRAULICH
oder hoher erhalten, zu deren Geheimhaltung das Mitglied nicht schon aufgrund eines Geheimhaltungsbeschlusses
des Landtages oder eines Ausschusses verpflichtet ist, so soll es von der Prisidentin unter Hinweis auf die Strafbar-
keit der Geheimnisverletzung zur Geheimhaltung formlich verpflichtet werden.

(4) Ein Mitglied des Landtages, dem eine Verschlusssache des Geheimhaltungsgrades VS-VERTRAULICH oder
hoher zugénglich gemacht worden ist, darf andere Mitglieder des Landtages von dieser Verschlusssache nur in
Kenntnis setzen, soweit dies aus Griinden der parlamentarischen Arbeit unerldsslich ist und das andere Mitglied bei
der herausgebenden Stelle nicht selbst von der Verschlusssache Kenntnis nehmen konnte. Fiir das andere Mitglied
des Landtages gilt Absatz 3 entsprechend.

(5) Den Beschiftigten der Fraktionen, der Gruppen und der Mitglieder des Landtages kann Zugang zu Verschluss-
sachen unter den Voraussetzungen der Absitze 6 und 7 eingerdumt werden, wenn sie im Auftrag eines nach Absatz 1
berechtigten Mitgliedes des Landtages handeln.

(6) Den Zugang zu Verschlusssachen des Geheimhaltungsgrades VS-NUR FUR DEN DIENSTGEBRAUCH sowie
den Zutritt zu nichtoffentlichen Sitzungen gemif § 80a Absatz 1 Satz 1 der Geschiftsordnung diirfen Beschiftigte
der Fraktionen, der Gruppen und der Mitglieder des Landtages nur erhalten, wenn sie von der Prisidentin oder ihrem
oder ihrer Beauftragten nachweislich liber den Umgang mit Verschlusssachen des Geheimhaltungsgrades VS-NUR
FUR DEN DIENSTGEBRAUCH belehrt worden sind.

(7) Den Zugang zu Verschlusssachen des Geheimhaltungsgrades VS-VERTRAULICH oder hoher gemif den §§ 3
und 3a diirfen Beschiftigte einer Fraktion, einer Gruppe oder eines Mitgliedes des Landtages erhalten, wenn sie

1. sich im Falle der Einstufung der Verschlusssache gemaf3 § 3 einer Sicherheitsiiberpriifung erfolgreich unterzo-
gen haben,

2. entsprechend dem Geheimhaltungsgrad der Verschlusssache von der Prisidentin schriftlich erméachtigt wurden
sowie

3. unter Hinweis auf die Strafbarkeit einer Geheimnisverletzung zur Geheimhaltung férmlich verpflichtet worden
sind.

Fiir Beamte und Beamtinnen des Landtages geniigen fiir den Zugang zu Verschlusssachen, die gemdBl § 3 VS-
VERTRAULICH oder héher eingestuft wurden, die Sicherheitsiiberpriifung und ansonsten eine schriftliche Erméich-
tigung. Fiir die sonstigen Bediensteten der Landtagsverwaltung ist zusétzlich erforderlich, dass sie unter Hinweis auf
die Strafbarkeit der Geheimnisverletzung zur Geheimhaltung férmlich verpflichtet worden sind.

(8) Sonstigen Personen konnen Verschlusssachen zugénglich gemacht und Zutritt zu nichtdffentlichen Sitzungen
gemil § 80a Absatz 1 Satz 1 der Geschiftsordnung gewéhrt werden, wenn sie die Voraussetzungen des Absatzes 6
oder des Absatzes 7 Satz 1 erfiillen und die herausgebende Stelle dem zugestimmt hat.

(9) Die Prasidentin kann die Befugnis, Erméichtigungen zu erteilen und Verpflichtungen vorzunehmen sowie Hin-
weise und Belehrungen zu erteilen, iibertragen.

(10) Die fiir Angehdrige des offentlichen Dienstes geltenden Bestimmungen {iber die Voraussetzungen einer Er-
michtigung (insbesondere Vorschriften iiber die Uberpriifung) und {iber die sich aus einer Erméchtigung ergebenden
Verpflichtungen (insbesondere Reisebeschrankungen) und iiber die Belehrung gelten bei Erméchtigungen nach den
Absitzen 5 bis 7 entsprechend.
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§6

Fernmiindliche Gespriche iiber Verschlusssachen

(1) Uber Angelegenheiten des Geheimhaltungsgrades VS-VERTRAULICH und héher sollen fernmiindliche Ge-
spriche nur in dringenden Fallen gefiihrt werden. Die Gespriche sind so vorsichtig zu fiithren, dass der Sachverhalt
Dritten nicht versténdlich wird. Ist nicht mit Sicherheit festzustellen, mit welcher Person das Gespréich gefiihrt wird,
so ist ein Kontrollanruf erforderlich.

(2) Besondere Vorsicht ist bei fernmiindlichen Gesprachen auf dem Funkwege (z. B. Autotelefon) und bei fern-
miindlichen Gesprichen mit Personen auflerhalb der Bundesrepublik Deutschland geboten.

§7

Behandlung von Verschlusssachen in Ausschiissen

(1) Bei zugeleiteten Verschlusssachen ist die Einstufung durch die herausgebende Stelle bindend. Auf Verlangen
eines Drittels der Mitglieder des Ausschusses fordert dieser eine Begriindung fiir die Einstufung von der herausge-
benden Stelle.

(2) Uber Verschlusssachen des Geheimhaltungsgrades VS-NUR FUR DEN DIENSTGEBRAUCH berit der Aus-
schuss in nichtdffentlicher Sitzung gemal § 80a Absatz 1 Satz 1 der Geschéftsordnung.

(3) Soll iiber Verschlusssachen des Geheimhaltungsgrades VS-VERTRAULICH und héher beraten werden, fiihrt
der oder die Vorsitzende unverziiglich eine Beschlussfassung geméll § 80b Absatz 1 der Geschéftsordnung herbei
und stellt vor Beginn der Beratungen fest, dass sich keine unbefugten Personen im Sitzungssaal aufhalten. Der Be-
schluss iiber die Geheimhaltung verpflichtet auch die an einer Sitzung teilnehmenden Personen, die nicht dem Aus-
schuss angehoren.

(4) Der oder die Ausschussvorsitzende kann im Rahmen der Sitzungsvorbereitung einer nicht bereits von der he-
rausgebenden Stelle eingestuften Beratungsunterlage vorbehaltlich eines Beschlusses des Ausschusses iiber ihren
Geheimhaltungsgrad gemél den §§ 3 und 3a einen Geheimhaltungsgrad zuweisen (Einstufung). Sofern der nach
Satz 1 vorldufig zugewiesene Geheimhaltungsgrad einer Verteilung der Unterlage entgegensteht, hat der oder die
Vorsitzende die Mitglieder des Ausschusses unverziiglich iiber den Eingang der Unterlage und die von ihm vorge-
nommene Einstufung zu unterrichten. Die Befugnis des oder der Vorsitzenden zur Einstufung entbindet die heraus-
gebende Stelle nicht von ihrer Verantwortung zur Einstufung der von ihr herausgegebenen Unterlage.

(5) Eine Unterlage der Einstufung VS-NUR FUR DEN DIENSTGEBRAUCH darf zur Vorbereitung einer Aus-
schusssitzung von dem oder der Vorsitzenden an die Mitglieder des Ausschusses verteilt werden. Sie wird in einem
verschlossenen Umschlag mit einem Hinweis auf die Verschwiegenheitspflicht zugeleitet. Der oder die Vorsitzende
vermerkt die Empfanger und Empfangerinnen. Soll die Unterlage auf elektronischem Wege zur Einsichtnahme zur
Verfligung gestellt werden, miissen technische und organisatorische Vorkehrungen getroffen werden, die in ver-
gleichbarer Weise eine Kenntnisnahme durch Unbefugte verhindern.

(6) Werden Verschlusssachen des Geheimhaltungsgrades VS-VERTRAULICH oder héher dem Ausschuss zuge-
leitet, diirfen sie nur fiir die Sitzung und léngstens flir die Dauer der Sitzung ausgegeben werden. Bei Unterbrechung
der Sitzung kann die Riickgabe unterbleiben, wenn die Uberwachung des Sitzungsraumes sichergestellt ist. Bei um-
fangreichen Akten kann unter Beachtung der erforderlichen Maflnahmen zum Geheimnisschutz ein Aktenleseraum
eingerichtet werden. Fiir Verschlusssachen des Geheimhaltungsgrades VS-VERTRAULICH kann der Ausschuss
auch ein anderes geeignetes Verfahren beschlie3en.

(7) Verschlusssachen des Geheimhaltungsgrades VS-VERTRAULICH und GEHEIM kénnen, sofern sie im Aus-
schuss entstanden sind, mit Genehmigung des oder der Ausschussvorsitzenden nach Registrierung bei der von der
Prisidentin bestimmten Stelle in den dafiir vorgesehenen VS-Behéltnissen des Ausschusses zeitweilig aufbewahrt
werden. Sie sind an die von der Présidentin bestimmte Stelle zuriickzugeben, sobald sie im Ausschuss nicht mehr
bendtigt werden. Genehmigt der oder die Ausschussvorsitzende wihrend der Sitzung, in der Verschlusssachen
STRENG GEHEIM oder Verschlusssachen GEHEIM behandelt werden, Sitzungsnotizen zu fertigen, so sind diese
am Ende der Sitzung zur Aufbewahrung oder Vernichtung an die von der Présidentin bestimmte Stelle abzugeben.
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(8) Bei Beratungen iiber STRENG GEHEIM- oder GEHEIM-Angelegenheiten diirfen nur die Beschliisse protokol-
liert werden, soweit nicht gesetzlich etwas anderes geregelt ist. Der Ausschuss kann beschlieBen, dass die Beratungen
dem Inhalt nach festgehalten werden.

(9) Bei Beratungen iiber VS-VERTRAULICH-Angelegenheiten kann der Ausschuss beschlielen, dass nur die
Beschliisse festgehalten werden.

(10) Protokolle iiber Beratungen von Verschlusssachen des Geheimhaltungsgrades VS-VERTRAULICH und hoher
unterzeichnet der oder die Vorsitzende. Er oder sie stuft das Protokoll iiber Beratungsgegenstdnde der Einstufung VS-
VERTRAULICH und héher entsprechend seinem Inhalt in einen Geheimhaltungsgrad gemif3 den §§ 3 und 3a ein.

§8

Kennzeichnung und Herstellung von Duplikaten

(1) Die Kennzeichnung von Verschlusssachen, die innerhalb des Landtages entstehen, sowie die Vervielfiltigung
aller Verschlusssachen erfolgen ausschlieSlich durch die Landtagsverwaltung.

(2) Wer Verschlusssachen der Geheimhaltungsgrade VS-VERTRAULICH und héher empféngt, darf weitere Ex-
emplare (Abschriften, Abdrucke, Ablichtungen und dergleichen) sowie Ausziige nur von der von der Prisidentin
bestimmten Stelle herstellen lassen; fiir Verschlusssachen des Geheimhaltungsgrades STRENG GEHEIM ist auB3er-
dem die Zustimmung der herausgebenden Stelle erforderlich.

(3) Weitere Exemplare sind wie Originalverschlusssachen zu behandeln.

§9

Registrierung und Verwaltung von Verschlusssachen

(1) Alle dem Landtag zugehenden oder im Landtag entstehenden Verschlusssachen der Geheimhaltungsgrade VS-
VERTRAULICH oder héher sind der von der Prasidentin bestimmten Stelle zur Registrierung und Verwaltung zuzu-
leiten.

(2) Verschlusssachen der Geheimhaltungsgrade VS-VERTRAULICH und héher sind in der von der Prasidentin
bestimmten Stelle aufzubewahren.

(3) STRENG GEHEIM- und GEHEIM-Verschlusssachen diirfen nur mit Genehmigung der Présidentin und in
einem von der Prisidentin bestimmten Raum eingesehen oder bearbeitet werden. Notizen verbleiben bis zur Behand-
lung durch die Ausschiisse in der von der Prasidentin bestimmten Stelle; sie sind nach Abschluss der Beratungen von
ihr zu vernichten.

(4) Der Empfang von Verschlusssachen der Geheimhaltungsgrade VS-VERTRAULICH und héher sowie ihre
Einsichtnahme in der von der Prisidentin bestimmten Stelle ist schriftlich zu bestdtigen.

(5) Verschlusssachen des Geheimhaltungsgrades VS-NUR FUR DEN DIENSTGEBRAUCH sind unter Verschluss
aufzubewahren; dieses ist nicht notwendig, wenn sie in Rdumen aufbewahrt werden, zu denen Aullenstehende keinen
Zugang haben.

(6) Tontrdger sind nach bestimmungsgeméfer Auswertung des Inhalts sofort zu 16schen.

§ 10

Weiterleitung von Verschlusssachen

(1)  Verschlusssachen der Geheimhaltungsgrade STRENG GEHEIM und GEHEIM sind bei Beforderung innerhalb
des Hauses grundsitzlich iiber die von der Prisidentin bestimmte Stelle zu leiten. Sie diirfen nur durch entsprechend
ermiichtigte Personen weitergeleitet werden. Ist aus dringendem Grund eine Von-Hand-zu-Hand-Ubergabe erfolgt, ist
die von der Prisidentin bestimmte Stelle unverziiglich in Kenntnis zu setzen.
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(2) Verschlusssachen des Geheimhaltungsgrades VS-VERTRAULICH konnen unter Benachrichtigung der von der
Prisidentin bestimmten Stelle von Hand zu Hand an zum Empfang berechtigte Personen weitergegeben werden.

§11

Mitnahme von Verschlusssachen

(1) Die Mitnahme von Verschlusssachen der Geheimhaltungsgrade STRENG GEHEIM und GEHEIM aus den der
Verwaltung des Landtages unterstechenden Rdumen ist unzuldssig. Die Préasidentin kann die Mitnahme zulassen, wenn
unabweisbare Griinde dies erfordern. Sie kann Auflagen festlegen.

(2) Bei der Mitnahme von Verschlusssachen der Geheimhaltungsgrade VS-VERTRAULICH oder hoher ist fiir die
ununterbrochene sichere Aufbewahrung zu sorgen. Wer fiir Verschlusssachen der Geheimhaltungsgrade STRENG
GEHEIM und GEHEIM keinen Stahlschrank mit Kombinations- und Sicherheitsschloss zur Verfiigung hat, muss die
Verschlusssachen stdndig bei sich fiihren. Die Zuriicklassung in Kraftwagen, die Verwahrung in Hotelsafes oder auf
Bahnhdofen und dergleichen ist unzuléssig. Bei Aufenthalten im Ausland ist die Verschlusssache nach Mdoglichkeit bei
den deutschen Vertretungen aufzubewahren.

(3) In der Offentlichkeit diirfen Verschlusssachen der Geheimhaltungsgrade VS-VERTRAULICH oder héher nicht
gelesen und erdrtert werden.

§12
Mitteilungspflicht

Jeder Verdacht, jede Wahrnehmung oder jeder Vorfall, der auf Anbahnungsversuche fremder Nachrichtendienste
oder darauf schliefen ldsst, dass Unbefugte Kenntnis vom Inhalt von Verschlusssachen erhalten haben, sowie der
Verlust von Verschlusssachen der Geheimhaltungsgrade VS-VERTRAULICH oder héher oder der Verlust von Si-
cherheitsschliisseln ist unverziiglich der Priasidentin oder dem oder der Geheimschutzbeauftragten der Verwaltung
des Landtages mitzuteilen.
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	(2) Soweit die Beratung im Ausschuss private Interessen im Sinne des Absatzes 1 berührt und ihre Schutzbedürftigkeit weiterreichende Maßnahmen als die Behandlung gemäß § 80a Absatz 1 Satz 1 der Geschäftsordnung erforderlich macht, kann der Ausschuss auf der Grundlage von § 80b der Geschäftsordnung diesen Beratungsgegenstand als VS-VERTRAULICH oder GEHEIM in entsprechender Anwendung des § 3 Absatz 3 oder 4 einstufen. Die herausgebenden Stellen im Sinne von § 4 Absatz 6 können im Rahmen ihrer Befugnisse Unterlagen, die Informationen und Geheimnisse im Sinne des Absatzes 1 enthalten, in entsprechender Anwendung  von § 3 Absatz 3 bis 5 einstufen.
	Wahl und Änderung der Geheimhaltungsgrade
	(1) Von Geheimeinstufungen ist nur der unbedingt notwendige Gebrauch zu machen. Verschlusssachen sind nicht höher einzustufen, als es ihr Inhalt erfordert.
	(2) Der Geheimhaltungsgrad einer Verschlusssache richtet sich nach dem Inhalt des Teiles der Verschlusssache, der den höchsten Geheimhaltungsgrad erfordert. Eine Unterlage mit Verschlusssachen als Anlage ist mindestens so hoch einzustufen, wie die mit dem höchsten Geheimhaltungsgrad eingestufte Anlage. Ist sie wegen ihrer Anlage eingestuft oder höher eingestuft, ist auf der Unterlage zu vermerken, dass sie ohne Anlagen nicht mehr als Verschlusssache zu behandeln oder niedriger einzustufen ist. Für Protokolle der Ausschusssitzungen gilt Anlage 11 der Geschäftsordnung.
	(3) Unterlagen, die sich auf eine Verschlusssache beziehen, aber selbst keinen entsprechenden geheimhaltungsbedürftigen Inhalt haben, z. B. Erinnerungsschreiben, sind nach ihrem Inhalt einzustufen, nicht nach dem der veranlassenden Verschlusssache.
	(4) Den Geheimhaltungsgrad der Verschlusssache bestimmt die herausgebende Stelle.
	(5) Die herausgebende Stelle kann bestimmen, dass Verschlusssachen von einem bestimmten Zeitpunkt an oder mit dem Eintritt eines bestimmten Ereignisses niedriger einzustufen oder offen zu behandeln sind. Sie teilt die Änderung oder Aufhebung des Geheimhaltungsgrades einer Verschlusssache den Empfängern und Empfängerinnen mit.
	(6) Herausgebende Stellen sind bei Verschlusssachen, die innerhalb des Landtages entstehen, die Präsidentin, die Ausschüsse, die Vorsitzenden der Ausschüsse im Falle des § 7 Absatz 4 und weitere von der Präsidentin ermächtigte Stellen. Nach Beendigung der Tätigkeit des Ausschusses, spätestens nach Ablauf der Wahlperiode, tritt die Präsidentin an die Stelle der Ausschüsse und der Vorsitzenden der Ausschüsse als herausgebende Stellen.
	Kenntnis und Weitergabe einer Verschlusssache
	(1) Mitglieder des Landtages können von Verschlusssachen Kenntnis erhalten, soweit es zur Erfüllung ihrer parlamentarischen Aufgaben erforderlich ist.
	(2) Über den Inhalt einer Verschlusssache des Geheimhaltungsgrades VS-VERTRAULICH und höher darf nicht umfassender und früher unterrichtet werden, als dies aus Gründen der parlamentarischen Arbeit unerlässlich ist.
	(3) Soll ein Mitglied des Landtages Zugang zu Verschlusssachen des Geheimhaltungsgrades VS-VERTRAULICH oder höher erhalten, zu deren Geheimhaltung das Mitglied nicht schon aufgrund eines Geheimhaltungsbeschlusses des Landtages oder eines Ausschusses verpflichtet ist, so soll es von der Präsidentin unter Hinweis auf die Strafbarkeit der Geheimnisverletzung zur Geheimhaltung förmlich verpflichtet werden.
	(4) Ein Mitglied des Landtages, dem eine Verschlusssache des Geheimhaltungsgrades VS-VERTRAULICH oder höher zugänglich gemacht worden ist, darf andere Mitglieder des Landtages von dieser Verschlusssache nur in Kenntnis setzen, soweit dies aus Gründen der parlamentarischen Arbeit unerlässlich ist und das andere Mitglied bei der herausgebenden Stelle nicht selbst von der Verschlusssache Kenntnis nehmen könnte. Für das andere Mitglied des Landtages gilt Absatz 3 entsprechend.
	(5) Den Beschäftigten der Fraktionen, der Gruppen und der Mitglieder des Landtages kann Zugang zu Verschlusssachen unter den Voraussetzungen der Absätze 6 und 7 eingeräumt werden, wenn sie im Auftrag eines nach Absatz 1 berechtigten Mitgliedes des Landtages handeln.
	(6) Den Zugang zu Verschlusssachen des Geheimhaltungsgrades VS-NUR FÜR DEN DIENSTGEBRAUCH sowie den Zutritt zu nichtöffentlichen Sitzungen gemäß § 80a Absatz 1 Satz 1 der Geschäftsordnung dürfen Beschäftigte der Fraktionen, der Gruppen und der Mitglieder des Landtages nur erhalten, wenn sie von der Präsidentin oder ihrem oder ihrer Beauftragten nachweislich über den Umgang mit Verschlusssachen des Geheimhaltungsgrades VS-NUR FÜR DEN DIENSTGEBRAUCH belehrt worden sind.
	(7) Den Zugang zu Verschlusssachen des Geheimhaltungsgrades VS-VERTRAULICH oder höher gemäß den §§ 3 und 3a dürfen Beschäftigte einer Fraktion, einer Gruppe oder eines Mitgliedes des Landtages erhalten, wenn sie
	1. sich im Falle der Einstufung der Verschlusssache gemäß § 3 einer Sicherheitsüberprüfung erfolgreich unterzogen haben,
	2. entsprechend dem Geheimhaltungsgrad der Verschlusssache von der Präsidentin schriftlich ermächtigt wurden sowie
	3. unter Hinweis auf die Strafbarkeit einer Geheimnisverletzung zur Geheimhaltung förmlich verpflichtet worden sind.
	Für Beamte und Beamtinnen des Landtages genügen für den Zugang zu Verschlusssachen, die gemäß § 3 VS-VERTRAULICH oder höher eingestuft wurden, die Sicherheitsüberprüfung und ansonsten eine schriftliche Ermächtigung. Für die sonstigen Bediensteten der Landtagsverwaltung ist zusätzlich erforderlich, dass sie unter Hinweis auf die Strafbarkeit der Geheimnisverletzung zur Geheimhaltung förmlich verpflichtet worden sind.
	(8) Sonstigen Personen können Verschlusssachen zugänglich gemacht und Zutritt zu nichtöffentlichen Sitzungen gemäß § 80a Absatz 1 Satz 1 der Geschäftsordnung gewährt werden, wenn sie die Voraussetzungen des Absatzes 6 oder des Absatzes 7 Satz 1 erfüllen und die herausgebende Stelle dem zugestimmt hat.
	(9) Die Präsidentin kann die Befugnis, Ermächtigungen zu erteilen und Verpflichtungen vorzunehmen sowie Hinweise und Belehrungen zu erteilen, übertragen.
	(10) Die für Angehörige des öffentlichen Dienstes geltenden Bestimmungen über die Voraussetzungen einer Ermächtigung (insbesondere Vorschriften über die Überprüfung) und über die sich aus einer Ermächtigung ergebenden Verpflichtungen (insbesondere Reisebeschränkungen) und über die Belehrung gelten bei Ermächtigungen nach den Absätzen 5 bis 7 entsprechend.
	Fernmündliche Gespräche über Verschlusssachen
	(1) Über Angelegenheiten des Geheimhaltungsgrades VS-VERTRAULICH und höher sollen fernmündliche Gespräche nur in dringenden Fällen geführt werden. Die Gespräche sind so vorsichtig zu führen, dass der Sachverhalt Dritten nicht verständlich wird. Ist nicht mit Sicherheit festzustellen, mit welcher Person das Gespräch geführt wird, so ist ein Kontrollanruf erforderlich.
	(2) Besondere Vorsicht ist bei fernmündlichen Gesprächen auf dem Funkwege (z. B. Autotelefon) und bei fernmündlichen Gesprächen mit Personen außerhalb der Bundesrepublik Deutschland geboten.
	Behandlung von Verschlusssachen in Ausschüssen
	(1) Bei zugeleiteten Verschlusssachen ist die Einstufung durch die herausgebende Stelle bindend. Auf Verlangen eines Drittels der Mitglieder des Ausschusses fordert dieser eine Begründung für die Einstufung von der herausgebenden Stelle.
	(2) Über Verschlusssachen des Geheimhaltungsgrades VS-NUR FÜR DEN DIENSTGEBRAUCH berät der Ausschuss in nichtöffentlicher Sitzung gemäß § 80a Absatz 1 Satz 1 der Geschäftsordnung.
	(3) Soll über Verschlusssachen des Geheimhaltungsgrades VS-VERTRAULICH und höher beraten werden, führt der oder die Vorsitzende unverzüglich eine Beschlussfassung gemäß § 80b Absatz 1 der Geschäftsordnung herbei und stellt vor Beginn der Beratungen fest, dass sich keine unbefugten Personen im Sitzungssaal aufhalten. Der Beschluss über die Geheimhaltung verpflichtet auch die an einer Sitzung teilnehmenden Personen, die nicht dem Ausschuss angehören.
	(4) Der oder die Ausschussvorsitzende kann im Rahmen der Sitzungsvorbereitung einer nicht bereits von der herausgebenden Stelle eingestuften Beratungsunterlage vorbehaltlich eines Beschlusses des Ausschusses über ihren Geheimhaltungsgrad gemäß den §§ 3 und 3a einen Geheimhaltungsgrad zuweisen (Einstufung). Sofern der nach Satz 1 vorläufig zugewiesene Geheimhaltungsgrad einer Verteilung der Unterlage entgegensteht, hat der oder die Vorsitzende die Mitglieder des Ausschusses unverzüglich über den Eingang der Unterlage und die von ihm vorgenommene Einstufung zu unterrichten. Die Befugnis des oder der Vorsitzenden zur Einstufung entbindet die herausgebende Stelle nicht von ihrer Verantwortung zur Einstufung der von ihr herausgegebenen Unterlage.
	(5) Eine Unterlage der Einstufung VS-NUR FÜR DEN DIENSTGEBRAUCH darf zur Vorbereitung einer Ausschusssitzung von dem oder der Vorsitzenden an die Mitglieder des Ausschusses verteilt werden. Sie wird in einem verschlossenen Umschlag mit einem Hinweis auf die Verschwiegenheitspflicht zugeleitet. Der oder die Vorsitzende vermerkt die Empfänger und Empfängerinnen. Soll die Unterlage auf elektronischem Wege zur Einsichtnahme zur Verfügung gestellt werden, müssen technische und organisatorische Vorkehrungen getroffen werden, die in vergleichbarer Weise eine Kenntnisnahme durch Unbefugte verhindern.
	(6) Werden Verschlusssachen des Geheimhaltungsgrades VS-VERTRAULICH oder höher dem Ausschuss zugeleitet, dürfen sie nur für die Sitzung und längstens für die Dauer der Sitzung ausgegeben werden. Bei Unterbrechung der Sitzung kann die Rückgabe unterbleiben, wenn die Überwachung des Sitzungsraumes sichergestellt ist. Bei umfangreichen Akten kann unter Beachtung der erforderlichen Maßnahmen zum Geheimnisschutz ein Aktenleseraum eingerichtet werden. Für Verschlusssachen des Geheimhaltungsgrades VS-VERTRAULICH kann der Ausschuss auch ein anderes geeignetes Verfahren beschließen.
	(7) Verschlusssachen des Geheimhaltungsgrades VS-VERTRAULICH und GEHEIM können, sofern sie im Ausschuss entstanden sind, mit Genehmigung des oder der Ausschussvorsitzenden nach Registrierung bei der von der Präsidentin bestimmten Stelle in den dafür vorgesehenen VS-Behältnissen des Ausschusses zeitweilig aufbewahrt werden. Sie sind an die von der Präsidentin bestimmte Stelle zurückzugeben, sobald sie im Ausschuss nicht mehr benötigt werden. Genehmigt der oder die Ausschussvorsitzende während der Sitzung, in der Verschlusssachen STRENG GEHEIM oder Verschlusssachen GEHEIM behandelt werden, Sitzungsnotizen zu fertigen, so sind diese am Ende der Sitzung zur Aufbewahrung oder Vernichtung an die von der Präsidentin bestimmte Stelle abzugeben.
	(8) Bei Beratungen über STRENG GEHEIM- oder GEHEIM-Angelegenheiten dürfen nur die Beschlüsse protokolliert werden, soweit nicht gesetzlich etwas anderes geregelt ist. Der Ausschuss kann beschließen, dass die Beratungen dem Inhalt nach festgehalten werden.
	(9) Bei Beratungen über VS-VERTRAULICH-Angelegenheiten kann der Ausschuss beschließen, dass nur die Beschlüsse festgehalten werden.
	(10) Protokolle über Beratungen von Verschlusssachen des Geheimhaltungsgrades VS-VERTRAULICH und höher unterzeichnet der oder die Vorsitzende. Er oder sie stuft das Protokoll über Beratungsgegenstände der Einstufung VS-VERTRAULICH und höher entsprechend seinem Inhalt in einen Geheimhaltungsgrad gemäß den §§ 3 und 3a ein.
	Kennzeichnung und Herstellung von Duplikaten
	(1) Die Kennzeichnung von Verschlusssachen, die innerhalb des Landtages entstehen, sowie die Vervielfältigung aller Verschlusssachen erfolgen ausschließlich durch die Landtagsverwaltung.
	(2) Wer Verschlusssachen der Geheimhaltungsgrade VS-VERTRAULICH und höher empfängt, darf weitere Exemplare (Abschriften, Abdrucke, Ablichtungen und dergleichen) sowie Auszüge nur von der von der Präsidentin bestimmten Stelle herstellen lassen; für Verschlusssachen des Geheimhaltungsgrades STRENG GEHEIM ist außerdem die Zustimmung der herausgebenden Stelle erforderlich.
	(3) Weitere Exemplare sind wie Originalverschlusssachen zu behandeln.
	Registrierung und Verwaltung von Verschlusssachen
	(1) Alle dem Landtag zugehenden oder im Landtag entstehenden Verschlusssachen der Geheimhaltungsgrade VS-VERTRAULICH oder höher sind der von der Präsidentin bestimmten Stelle zur Registrierung und Verwaltung zuzuleiten.
	(2) Verschlusssachen der Geheimhaltungsgrade VS-VERTRAULICH und höher sind in der von der Präsidentin bestimmten Stelle aufzubewahren.
	(3) STRENG GEHEIM- und GEHEIM-Verschlusssachen dürfen nur mit Genehmigung der Präsidentin und in einem von der Präsidentin bestimmten Raum eingesehen oder bearbeitet werden. Notizen verbleiben bis zur Behandlung durch die Ausschüsse in der von der Präsidentin bestimmten Stelle; sie sind nach Abschluss der Beratungen von ihr zu vernichten.
	(4) Der Empfang von Verschlusssachen der Geheimhaltungsgrade VS-VERTRAULICH und höher sowie ihre Einsichtnahme in der von der Präsidentin bestimmten Stelle ist schriftlich zu bestätigen.
	(5) Verschlusssachen des Geheimhaltungsgrades VS-NUR FÜR DEN DIENSTGEBRAUCH sind unter Verschluss aufzubewahren; dieses ist nicht notwendig, wenn sie in Räumen aufbewahrt werden, zu denen Außenstehende keinen Zugang haben.
	(6) Tonträger sind nach bestimmungsgemäßer Auswertung des Inhalts sofort zu löschen.
	Weiterleitung von Verschlusssachen
	(1) Verschlusssachen der Geheimhaltungsgrade STRENG GEHEIM und GEHEIM sind bei Beförderung innerhalb des Hauses grundsätzlich über die von der Präsidentin bestimmte Stelle zu leiten. Sie dürfen nur durch entsprechend ermächtigte Personen weitergeleitet werden. Ist aus dringendem Grund eine Von-Hand-zu-Hand-Übergabe erfolgt, ist die von der Präsidentin bestimmte Stelle unverzüglich in Kenntnis zu setzen.
	(2) Verschlusssachen des Geheimhaltungsgrades VS-VERTRAULICH können unter Benachrichtigung der von der Präsidentin bestimmten Stelle von Hand zu Hand an zum Empfang berechtigte Personen weitergegeben werden.
	Mitnahme von Verschlusssachen
	(1) Die Mitnahme von Verschlusssachen der Geheimhaltungsgrade STRENG GEHEIM und GEHEIM aus den der Verwaltung des Landtages unterstehenden Räumen ist unzulässig. Die Präsidentin kann die Mitnahme zulassen, wenn unabweisbare Gründe dies erfordern. Sie kann Auflagen festlegen.
	(2) Bei der Mitnahme von Verschlusssachen der Geheimhaltungsgrade VS-VERTRAULICH oder höher ist für die ununterbrochene sichere Aufbewahrung zu sorgen. Wer für Verschlusssachen der Geheimhaltungsgrade STRENG GEHEIM und GEHEIM keinen Stahlschrank mit Kombinations- und Sicherheitsschloss zur Verfügung hat, muss die Verschlusssachen ständig bei sich führen. Die Zurücklassung in Kraftwagen, die Verwahrung in Hotelsafes oder auf Bahnhöfen und dergleichen ist unzulässig. Bei Aufenthalten im Ausland ist die Verschlusssache nach Möglichkeit bei den deutschen Vertretungen aufzubewahren.
	(3) In der Öffentlichkeit dürfen Verschlusssachen der Geheimhaltungsgrade VS-VERTRAULICH oder höher nicht gelesen und erörtert werden.
	Mitteilungspflicht
	Jeder Verdacht, jede Wahrnehmung oder jeder Vorfall, der auf Anbahnungsversuche fremder Nachrichtendienste oder darauf schließen lässt, dass Unbefugte Kenntnis vom Inhalt von Verschlusssachen erhalten haben, sowie der Verlust von Verschlusssachen der Geheimhaltungsgrade VS-VERTRAULICH oder höher oder der Verlust von Sicherheitsschlüsseln ist unverzüglich der Präsidentin oder dem oder der Geheimschutzbeauftragten der Verwaltung des Landtages mitzuteilen.



